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Chronique générale

Economie

Politique économique

Politique structurelle

Förderungsmassnahmen für die Hotellerie und das Gastgewerbe werden in der Schweiz
weniger als Hilfe an einen bestimmten Wirtschaftszweig, denn als regionalpolitisches
Instrument betrachtet. Dies wurde besonders deutlich bei der Revision des
«Bundesgesetzes über die Förderung des Hotel- und Kurortskredites» und einem
dazugehörigen Finanzierungsbeschluss. Der Bundesrat verfolgte mit dieser Vorlage im
wesentlichen drei Ziele: Die Aufstockung der Bundesdarlehen an die Schweizerische
Gesellschaft für Hotelkredite (SGH) um CHF 80 Mio für die nächsten zehn Jahre, die
zeitliche Erstreckung der Zinsverbilligungsmassnahmen sowie die Ausdehnung dieser
Massnahmen auf gewisse Tourismusregionen, die nicht im Berggebiet liegen. Bereits im
Rahmen des Vernehmlassungsverfahrens hatten der Vorort und vor allem der
Arbeitgeberverband – nicht aber der Gewerbeverband – ordnungspolitische Einwände
gegen die staatliche Subventionierung von privaten Unternehmen angemeldet. Diese
Kritik – gepaart mit ökologischen Einwänden gegen die Tourismusförderung – wurde im
Nationalrat auch von Vertretern des LdU, der POCH und der Grünen sowie einem
Freisinnigen (Auer, BL) vorgebracht, ein Nichteintretensantrag Fierz (gp, BE) scheiterte
jedoch mit 118:16 Stimmen deutlich. Für die Regierungsparteien überwogen die
regionalpolitischen Argumente zugunsten der Vorlage, obwohl auch in ihren Voten
Zweifel an der Systemkonformität und am Nutzen dieser Finanzbeihilfen für die
Renovation von Beherbergungsbetrieben nicht zu überhören waren. 1

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 18.12.1987
HANS HIRTER

Die Motion der Grünen Fraktion „Förderung ökologischer und innovativer
Wirtschaftsinitiativen“, die der Nationalrat gegen den Willen des Bundesrats im
Rahmen der ausserordentlichen Session zu Konjunktur und Arbeitslosigkeit im Herbst
2009 überwiesen hatte, wurde im Herbst 2010 vom Ständerat abgelehnt. Die Mehrheit
der kleinen Kammer teilte die Einschätzung des Bundesrats, dass eine breite und
umfassende Förderung ökologischer Innovationen bereits mit dem bestehenden
Instrumentarium erreicht wird. 2

MOTION
DATE: 29.09.2010
SUZANNE SCHÄR

Mit einer parlamentarischen Initiative forderte die Grüne Fraktion im März 2023 ein
Verbot der indirekten Finanzierung von verbotenem Kriegsmaterial, um die Abrüstung
von solchen Waffen voranzutreiben. Die aktuelle Kriegsmaterialgesetzgebung verbiete
nur die direkte Finanzierung von verbotenem Kriegsmaterial – darunter fallen
Atomwaffen, biologische und chemische Waffen, Antipersonenminen und
Streumunition. Die indirekte Finanzierung verbiete das aktuelle Gesetz nur dann, wenn
diese zur Umgehung der direkten Finanzierung verwendet werde. Die Fraktion
argumentierte, dass sich aber gemäss der NGO ICAN auch Schweizer Finanzinstitute
indirekt an der Entwicklung und Produktion solcher Waffen beteiligen würden – die
NGO nannte hier einen Betrag zwischen CHF 6 bis 8 Mrd. in den vergangenen Jahren –
weshalb es ein komplettes Verbot brauche. Die SiK-NR beschäftigte sich im selben
Monat mit der Initiative und beantragte mit 15 zu 9 Stimmen, ihr keine Folge zu geben.
Die Kommissionsmehrheit war der Ansicht, ein solches Verbot sei unverhältnismässig
und würde je nach Definition eine grosse Anzahl an Unternehmen betreffen. Des
Weiteren gab die Kommission zu bedenken, dass es für Investorinnen und Investoren
schwierig sei, betroffene Unternehmen auszumachen und von anderen korrekt
abzugrenzen, die «nur am Rande verbotenes Kriegsmaterial herstellen» würden. Für
eine Kommissionsminderheit sei es hingegen «inakzeptabel», dass sich Schweizer
Finanzinstitute indirekt an verbotener Kriegsmaterialproduktion beteiligen würden.
Ferner sei eine Desinvestition in die Produktion notwendig für eine weltweite nukleare
Abrüstung, so die Kommissionsminderheit. 3

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 28.03.2023
MARCO ACKERMANN
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3) Medienmitteilung SiK-NR vom 28.3.23; Pa.Iv. 22.416

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — SÉLECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE 01.01.65 - 01.01.24 1


